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In den vergangenen Monaten war die prägnanteste Frage wohl die, ob ein neuer
britischer Premierminister sowohl neue Substanz als auch einen neuen Stil in die
britische EG-Politik einbringen würde. Deren Brisanz wurde verschärft durch die
beiden parallel stattfindenden Regierungskonferenzen zur Politischen Union
sowie zur Wirtschafts- und Währungsunion. Margaret Thatcher war nicht zuletzt
an dem Versuch gescheitert, diese zu verhindern. John Major begann sein Amt im
November 1990 mit offensichtlich weniger doktrinären Ansichten hinsichtlich der
Wirtschafts- und Währungsunion als seine Vorgängerin, doch ließ er wenig über
seine Haltung hinsichtlich der Politischen Union erkennen. Auch Norman
Lamont, der neue Schatzkanzler, war diesbezüglich eine unbekannte Größe. Der
als Außenminister im Amt verbliebene Douglas Hurd hatte seine Präferenz für
eher vorsichtige, denn für radikale Reformen deutlich gemacht.

Neben Spekulationen über die Auswirkungen der Veränderungen im Kabinett
wurden zwei weitere Fragen aufgeworfen: Eine bezüglich der Machtverhältnisse
innerhalb der Konservativen Partei, die andere hinsichtlich des Wahlausgangs bei
den 1992 anstehenden Parlamentswahlen. Das Zusammenfallen der europapoliti-
schen Ereignisse mit der Endphase der Legislaturperiode ließ europäische The-
men für die innenpolitische Auseinandersetzung an Relevanz gewinnen. So würzte
zum Beispiel die Auseinandersetzung zwischen der britischen Regierung und
ihren EG-Partnern über die Kommissionsvorschläge im Bereich der "sozialen
Dimension" die Debatten und verdeutlichte die Polarisierung zwischen den
Konservativen und der Labour-Party, die für eine große symbolische Kluft in-
nerhalb der britischen Politik steht.

Der Beginn des Jahres 1991 war auch von der heftigen Kritik an der militäri-
schen Intervention im Golf gekennzeichnet. Diese Operation brachte John Major
den Ruf unerschütterlicher Entschlossenheit ein, wenn auch nicht im gleichen
Maße wie seiner Vorgängerin Margaret Thatcher. In dem von Debatten über die
Entwicklung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik stark geprägten
Jahr 1991 wurde der Golfkrieg sozusagen zu einem frühzeitigen Erkennungs-
barometer für die mögliche Entwicklung der britischen Politik. Ein weiterer
Sensor für die britische Denkweise in Problemfragen der europäischen Ordnung
war der Ausbruch der Jugoslawien-Krise.
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Das innenpolitische Spektrum

Aus den Querelen um den uneleganten Abgang von Margaret Thatcher, einer
Premierministerin, die gleichermaßen Reaktionen höchster Bewunderung und
vehementer Kritik auf sich gezogen hatte, war John Major als neuer Vorsitzender
der Konservativen Partei hervorgegangen. Margaret Thatcher warf in der Folge-
zeit dennoch lange Schatten auf die gesamte europäische Politikbühne des Jahres
1991. Ihre Anhänger in der Konservativen Partei — innerhalb und außerhalb der
Regierung und des Parlaments — machten deutlich, daß ihre Unterstützung in
bezug auf John Majors Führung nicht uneingeschränkt vorausgesetzt werden
konnte, sondern vor allem in den Kernfragen der EG-Politik geprüft werden
würde. Die Kritik der Konservativen Partei zielte auf beide Regierungskonferen-
zen gleichermaßen. Verwiesen wurde dabei auf die spezifisch britischen Souverä-
nitätsinteressen, so etwa im Bereich der von Frau Thatcher geprägten Weichen-
stellungen in der Sozial- und Wirtschaftspolitik (Thatcherismus), die durch
gemeinschaftliche Bestimmungen hätten unterlaufen werden können. Folglich
waren die britischen Verhandlungen in den Regierungskonferenzen von Anfang
an unter strikte Vorbehalte gestellt. Die Problembereiche wurden vertraulicher
behandelt als in den übrigen Mitgliedstaaten. John Major und die hauptverant-
wortlichen Minister — Douglas Hurd, Norman Lamont und Michael Howard —
letzterer Arbeitsminister und verantwortlich für die sozialen Ressorts bei diesem
Vorgang — befanden sich auf einem Drahtseilakt zwischen dem Druck der Mit-
gliedstaaten einerseits und den Erwartungen ihrer Wählerschaft andererseits.

Wie auch immer die Bewertungen bezüglich der durch die Regierungskon-
ferenzen aufgeworfenen Streitfragen ausfielen, es bestand das Risiko, daß
Margret Thatcher ihr Gewicht in die Debatte legen würde und das dies einen
zersetzenden Konflikt innerhalb der Konservativen Partei bei den Vorbereitungen
auf die bevorstehende Wahl auslösen könnte. Die so entstandene Spannung
führte zu einer unsicheren und vorsichtigen Mehrheit bei den proeuropäisch
eingestellten Politikern innerhalb der Partei und ließ die britischen Repräsentan-
ten sehr vorsichtig in ihren Verhandlungspositionen werden.

Gleich wie der Einfluß der Kritik von Margaret Thatcher und der Brügge-
Gruppe eingeschätzt wurde, man konnte annehmen, daß eine Wahl, die ohnedies
schwierig genug für die Konservativen zu gewinnen war, dadurch erheblich mit
Komplikationen und Belastungen garniert werden würde. So unterschrieben bei-
spielsweise im März 1991 105 Konservative Abgeordnete einen Antrag gegen eine
einheitliche europäische Währung. Die Auswertung dieser Angelegenheit im
Kabinett, das sich erneut eher als kooperationsbereit mit der Regierung präsen-
tierte, führte dazu, daß die britischen Vorbehalte zwar vorsichtiger formuliert
wurden, in der Sache aber ähnlich blieben: Die Festlegung eines späteren Zeit-
punktes für die Entscheidung, ob Großbritannien an der Währungsunion teilha-
ben solle; die Zustimmung nur zu begrenzten institutionellen Veränderungen; der
Widerstand gegen eine zu progressive europäische Integration im Bereich der
Verteidigungspolitik; die Ablehnung der sozialen Dimension der EG; die Beibe-
haltung von Grenzkontrollen für den Individualverkehr. Mit anderen Worten: In
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zahlreichen Fragen der Regierungskonferenz bezog Großbritannien eher eine
defensive Grundhaltung.

Der Wahlsieg der Konservativen Partei bei den Parlamentswahlen 1992 könnte
im nachhinein zu dem Schluß führen, daß die Regierung von Premierminister
Major taktisch geschickt agierte. Man kann aber auch genauso gut argumentieren,
daß der starke Einfluß der Kritik an der Europäischen Gemeinschaft die Regie-
rung daran gehindert hat, alternative Vorgehensweisen und Argumente auf den
Regierungskonferenzen zu entwickeln. Welche dieser beiden Auslegungen nun die
bessere ist, ist eine Ermessensfrage. Man kann annehmen, daß beide Lesarten von
der Wählerschaft wohl unterstützt wurden und letztendlich für die Gewinne und
Verluste Großbritanniens bei den Regierungskonferenzen stehen.

Was die öffentliche Meinung betrifft, können drei Quellen in Betracht gezogen
werden: öffentliche Meinungsumfragen, die Beurteilung der Oppositionsparteien
und der Einfluß hochkarätiger Interessengruppen. Über das ganze Jahr wiesen
Meinungsumfragen auf eine durchgängige Unterstützung der EG bzw. der ver-
stärkten Integration Großbritanniens. Es gab natürlich keinen Blankoscheck für
einen europäischen Föderalismus — ein Ausdruck, der heftige Debatten im Ver-
einigten Königreich auslöste. Auf der anderen Seite war eine stetige Antipathie
hinsichtlich Prognosen festzustellen, daß Großbritannien auf der Strecke bleiben
könnte, während andere Mitglieder der Gemeinschaft ihre politische Integration
forcierten. Über die Wählerschaft der Labour Party hinaus fand das Ziel der
sozialen Dimension der Gemeinschaft allgemeine Unterstützung. Obwohl die
Meinung in Großbritannien im Vergleich zu den der Integration am aufgeschlos-
sensten gegenüberstehenden Mitgliedstaaten sicherlich geteilter und reservierter
blieb, glich sie sich insgesamt dem EG-Durchschnitt an.

Aus der Analyse der Meinungsumfragen geht auch hervor, daß das EG-Thema
nicht der wichtigste Bestimmungsfaktor im Hinblick auf die Parteienpräferenz der
Wähler war, aber daß eine Gegnerschaft zur EG die Glaubwürdigkeit einer Partei
minderte. Sicherlich waren die Führungsspitzen der Labour-Party auch weiterhin
der Ansicht, daß die Hinwendung der Partei zu einer Position konstruktiven
Engagements in der EG die Glaubwürdigkeit vor den britischen Wählern erhöhen
würde. Die Labour-Party verstärkte jedenfalls ihr Engagement für eine umfassen-
dere Gestaltung der Gemeinschaftspolitik und eine Stärkung der EG-Institutio-
nen, was soweit ging, daß sie in vielen auf der Regierungskonferenz diskutierten
Fragen eine stärkere proeuropäische Linie als die Regierung vertrat. Bezüglich
der politischen Linie für die Wirtschafts- und Währungsunion kam man nahe an
die Positionen der Schwesterparteien in anderen EG-Mitgliedstaaten heran. Das
Themenfeld der europäischen Verteidigung enthielt den einzigen größeren
Unterschied: In diesem Bereich hatte man sich abrupt von einer anti-nuklearen
hin zu einer extremen NATO-befürwortenden Politik bewegt.

Die wirtschaftlichen Eliten und Interessengruppen befürchteten, daß sich die
zurückhaltende Position der Regierung bezüglich der Wirtschafts- und Währungs-
union negativ auf die Entwicklung des britischen Pfundes auswirken und dadurch
Währungsschwankungen hervorrufen könnte. Auf der anderen Seite waren
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britische Wirtschaftsgruppen nicht gewillt, die EG als Akteur im Bereich der
Sozial- und Arbeitspolitik zu akzeptieren.

EG-Fragen wurden im Laufe des Jahres verschiedene Male im Parlament
erörtert. Im Februar 1991 wurde der Halbjahresbericht der Regierung über die
Arbeit der Gemeinschaft mit einem positiv bewertenden Vorwort von John Major
veröffentlicht. Die für den Juni angesetzte Debatte darüber gestaltete sich als
glanzlos. Die Verbreitungen und Spekulationen über die Inhalte der Regierungs-
konferenzen hatten ihre Wirkung nicht verfehlt. Im Herbst wurde deutlich, daß
die Parlamentswahlen hinausgezögert werden würden. Es entstand der Eindruck,
daß John Major zuerst die europäischen Verhandlungen vorantreiben wollte, um
sich dann innenpolitischen Fragen zu widmen. Die Regierung entschied mit der
Zustimmung des Parlaments, in die letzte Runde der Regierungskonferenzen zu
gehen. Ein vorsichtig formulierter Antrag erhielt zwar die Unterstützung der
Mehrheit, provozierte aber die Forderung Margaret Thatchers nach einem Refe-
rendum über den Vertragstext der Regierungskonferenzen, insbesondere über die
Wirtschafts- und Währungsunion. Überraschenderweise wurde sie dabei vom Vor-
sitzenden der einzigen föderalistischen Partei, den Liberalen, unterstützt. In der
letzten parlamentarischen Debatte des Jahres zog John Major schließlich eine
zufriedene Bilanz der Ergebnisse von Maastricht, die nicht zuletzt wegen der
bevorstehenden Wahl lediglich leise Kritik aus den Reihen der Konservativen
hervorrief.

Das Verhältnis zu den EG-Partnern

Im Verlauf des Jahres hat sich die Verhandlungstaktik der Briten hinsichtlich
ihrer Widersacher in der Europäischen Gemeinschaft gewandelt, wobei die
Veränderung gegenüber Deutschland am spektakulärsten war, denn John Major
und Helmut Kohl signalisierten öffentlich die Bereitschaft zu einer partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit. Dies resultierte einerseits aus dem Einfühlungsvermögen
beider, andererseits war es aber auch das Ergebnis von jahrelang gepflegten
Parteiverbindungen, zu denen die Konrad-Adenauer-Stiftung aktiv beigetragen
hatte. Die Konservative Partei konnte sich dadurch der Europäischen Volkspartei
(EVP) anschließen und bekam Zutritt zu transnationalen Parteiverbindungen. Die
Labour-Party und die Liberaldemokraten pflegten intensiv Kontakte zu ihren
Schwesterparteien1.

Die bilaterale Beziehung zu Frankreich war allerdings weniger erfolgreich.
Obwohl beide Länder in den Regierungskonferenzen in manchen Streitfragen
ähnliche Standpunkte vertraten, verbesserte sich das Verhältnis zueinander nicht
wesentlich.

Als Überraschung des Jahres kann jedoch die entstandene Freundschaft
zwischen Douglas Hurd und dem italienischen Außenminister Gianni de Michelis
bezeichnet werden. Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft gibt es zwischen
zwei Politikern wohl kaum größere Unterschiede in politischem Hintergrund, Stil
und Persönlichkeit. In vielen Bereichen waren sie schnell einer Meinung. So
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teilten sie zum Beispiel die Besorgnis, daß die deutsch-französischen Interessen
zu großen Einfluß auf die Regierungskonferenzen gewinnen könnten. Den Höhe-
punkt dieser Freundschaft bildete die anglo-italienische Deklaration, die während
der Regierungskonferenz unterzeichnet wurde und Aspekte der Sicherheit und
Abrüstung beinhaltete. Obwohl das Dokument bereits im Mai hätte zur Unter-
schrift vorgelegt werden können, wartete man mit der Veröffentlichung einen
taktisch günstigen Zeitpunkt ab. Hintergrund war dabei, die intensiven west-
europäischen Bestrebungen nach kollektiver Verteidigung und Sicherheit mit dem
Bedürfnis nach einer Wiederaufnahme der annullierten transatlantischen Bezie-
hungen auszutarieren.

Die Verhandlungen zwischen der Kommission und dem Europäischen Parla-
ment verbesserten ebenfalls das politische Klima. Obgleich Unstimmigkeiten
immer vorhanden waren, ließen sie gegenseitigen Respekt erkennen. Die Ankün-
digung des Umweltkommissars Ripa di Meana, Großbritannien wegen der Miß-
achtung von Umweltbestimmungen anklagen zu wollen, versetzte John Major zwar
einen heftigen Schlag, blieb aber ein Einzelfall. Das veränderte Klima drückte
sich auch in der Stellung des Parlamentsvizepräsidenten David Martin aus, der
während der Regierungskonferenzen eine starke proeuropäische Haltung ein-
nahm. In einigen Themenbereichen stellten sich die britischen Parlamentarier
selbst ins Abseits. Alles in allem scheint die Debatte um die Randstellung Groß-
britanniens jedoch beigelegt zu sein.

Die politische Tagesordnung

Um das Thema der Regierungskonferenz untersuchen zu können, bedarf es zuvor
einer kurzen Beschreibung der britischen Vorgehensweise in einigen anderen
europapolitischen Problemfällen. Britische Minister, Repräsentanten und wichtige
Interessengruppen trieben aktiv und enthusiastisch das Binnenmarktprogramm
voran. Doch wie alle anderen Mitgliedstaaten behandelte Großbritannien einige
Details sehr spitzfindig. In der Uruguay-Runde des GATT traten die Briten
vehement für Fortschritte ein und äußerten sich verbittert über die stagnierenden
Agrarreform-Verhandlungen der Europäischen Gemeinschaft. Hier machte man
sich im gleichen Maße Sorgen über die Liberalisierung des Handels wie auch über
die Glaubwürdigkeit der Europäischen Gemeinschaft als internationaler Partner.
Der Druck, den die Briten — im Einklang mit der Kommission — auf die Verhand-
lungen über die Agrarreform ausübten, wurde gelegentlich von ihrem Landwirt-
schaftsminister abgeschwächt, der bedenkliche Aussagen machte, um die Interes-
sen der britischen Landwirte zu sichern. Im Umweltbereich hingegen veränderte
die britische Politik sich merklich in Richtung auf eine größere Akzeptanz der
EG-Kompetenzen.

Ein spezielles Leitmotiv britischen Denkens wurde während des Jahres in der
Außenpolitik der Europäischen Gemeinschaft deutlich. Die Briten unterstützten
sowohl den EWR als auch Beitrittsgesuche der EFTA-Staaten. In den Verhand-
lungen über die Europa-Abkommen mit den mittel- und osteuropäischen Staaten
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setzten sie sich verstärkt für eine liberale und großzügige Haltung der EG ein.
Über die Undefinierten und ausweichenden Äußerungen einiger EG-Mitglieder
enttäuscht, sprachen sie sich in zunehmendem Maße für die Notwendigkeit der
Anerkennung der neuen Demokratien als potentielle Mitglieder der Europäischen
Gemeinschaft aus. Bezüglich der Aufnahme der Türkei in die Gemeinschaft
stimmte Großbritannien allerdings mit der EG überein, diese zwar zunächst nicht
als potentielles Mitglied ins Auge zu fassen, doch vertrat die Regierung mit
Nachdruck die Ansicht, die Beziehung zur Türkei auf eine substantiellere Basis zu
stellen. Über diesbezügliche Einwände Griechenlands zeigte man sich Zusehens
verärgert.

Fragen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

Während der Regierung Thatcher hatten die Briten ihr Vertrauen in ihre außen-
und verteidigungspolitischen Fähigkeiten wiedererlangt. Ein starkes Verteidi-
gungspotential wurde genauso beibehalten wie der Sinn für ein eher internationa-
les, denn europäisches Engagement. Die Regierung weigerte sich deshalb, die
soliden Verteidigungsstrukturen aus rein organisatorischen Gründen durch eine
gemeinsame Verteidigung zu ersetzen. Damit läßt sich wohl auch die fast über-
eifrige Forderung nach Beibehaltung des Status quo erklären, oder, wie es manch-
mal erschien, auch der Widerwille, sich den wahren Auswirkungen einer neuen
Sicherheitspolitik zu stellen.

Die britische Denkweise änderte sich jedoch im Laufe des Jahres 1991. An-
fangs war die britische Haltung noch sehr auf die NATO-Politik ausgerichtet.
Dies resultierte aus dem sogenannten "Bartholemew letter", der die Besorgnis
Amerikas über den Plan einer die NATO ersetzenden WEU reflektierte — eine
Sorge, die die Briten mit den Amerikanern teilten. In den folgenden Monaten
konzentrierten sich die britischen Überlegungen jedoch eher auf Ergänzungs-
alternativen zu beiden Organisationen und auf die Notwendigkeit, beide Organi-
sationen mit der Rolle der EG/EPZ zu verknüpfen. Der Entwurf zur anglo-
italienischen Deklaration im Mai machte diese Veränderung deutlich. Doch im
Vorfeld ihrer Publizierung war den Briten auf der Regierungskonferenz sichtlich
daran gelegen, Vorschläge hinsichtlich eines direkten Beitrages zur EG oder gar
deren direkte Verantwortung für die Verteidigung zu verhindern bzw. der Euro-
päischen Union eine direkte Verantwortung für den Bereich der Verteidigung zu
verweigern2. Dabei wurde die Problematik einer aktiven Teilnahme am Golfkrieg
in Ländern wie Deutschland und Belgien in Großbritannien oftmals angeführt.
Zusammenfassend war die britische Regierung mit den Ergebnissen von
Maastricht bezüglich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
und dem Säulenkonzept des Unionsvertrages, an deren Erstellung sie mitgewirkt
hatte, sehr zufrieden.

In der Jugoslawien-Krise teilte Großbritannien größtenteils die anfängliche
Auffassung der EG-Partner. Auch die EG hatte einen intakten jugoslawischen
Staat vorgezogen und war über den Mangel an Alternativen sehr beunruhigt. Sie
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bezog sowohl bezüglich der Kroaten als auch der Serben zunächst eine defensive
Stellung und erkannte die neuen Republiken nur mit Widerwillen an. Groß-
britannien trat energisch gegen eine militärische Intervention ein. Diese Ab-
neigung resultierte weniger aus moralischen Bedenken gegenüber der Entsendung
von Soldaten, sondern war das Ergebnis von langen, bitteren Erfahrungen mit
Nordirland. Die britische Regierung bevorzugte daher eher die Möglichkeiten von
Vermittlungen und Verhandlungen, was sich auch in Lord Carringtons Bereit-
schaft, den Vorsitz der EG-Friedenskonferenz zu übernehmen, ausdrückte.

Die Ergebnisse von Maastricht

In der Debatte über die Währungsunion verhandelte Großbritannien auf zwei
Arten. Zuerst suchte man nach einer den britischen Interessen entgegenkom-
menden Lösung, da man eine politische Entscheidung über die Teilnahme an der
WWU erst zu Beginn der dritten Stufe treffen wollte. Um eine Blockade der
Verhandlungen durch die Briten zu vermeiden, kam es hier zu einer Überein-
stimmung, die in einer "opt-in later"-Klausel für Großbritannien resultierte3.
Anschließend zeigte sich die britische Regierung in den Verhandlungen entspannt
und konnte dadurch auf die im Delors-Bericht festgesetzten Details der Rahmen-
bedingungen intensiver eingehen.

In der Diskussion über die Politische Union sahen sich die Briten nicht in der
Lage, Grundsätze in so kontroversen Themen wie der gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik oder der Förderalismusproblematik zu artikulieren. War man im
ersten Fall noch bereit, einige generelle Zugeständnisse zur gemeinsamen Ver-
teidigung zu formulieren, beschränkte sich die Bereitschaft zu einer föderalen
Ausrichtung der Gemeinschaft auf die Verankerung des Subsidiaritätsprinzips
sowie bescheidenen institutionellen Reformen. Im Großen und Ganzen war man
mit dem Ergebnis zufrieden und hatte das Gefühl, auf dem Weg zur Ausweitung
der Politikbereiche mit Mehrheitsentscheidung, der Rechte des Europäischen
Parlaments und des Europäischen Gerichtshofs den anderen EG-Mitgliedern ein
gutes Stück entgegengekommen zu sein.

Am Ende der Verhandlungen wurde über die soziale Dimension des Vertrags-
textes debattiert. Einige Mitgliedstaaten dachten wohl, die Briten in diesem
Bereich für sich gewinnen zu können. Vielleicht hatten sie sich Hoffnungen
gemacht, durch die Beteiligung der Briten eine Verwässerung des vorgesehenen
Textes zu erreichen. John Majors Haltung blieb hartnäckig und eigensinnig gegen
die meisten Initiativen, sogar gegen den schwachen Vorschlag der Niederländer.
Hierbei hatten die EG-Partner vor allem übersehen, wie sensibel der Nerv der
konservativen Doktrin ist und was folglich für die Briten auf dem Spiel stand.
Damit läßt sich die vielleicht voreilige Einigung auf die recht sonderbare "opting-
out" Formel erklären. Probleme bestehen hier zum einen in der unsicheren
europäischen Rechtsprechung und zum anderen in den politischen Differenzen zu
den Mitgliedern der Europäischen Gemeinschaft.
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Bilanz

Veränderungen im Stil oder in der Substanz der britischen Europapolitik? Sicher-
lich gab es eine Veränderung des Stils und bis zu einem gewissen Grade auch in
der Substanz. Die britische Politik dürfte sich verändert haben, vielleicht viel
mehr als es sich andere Mitglieder gewünscht haben. Die Regierung war jeden-
falls davon überzeugt, einen großen Schritt nach vorne getan zu haben. Hätten
sich die britischen Minister weniger um ihre innenpolitischen Kritiker gekümmert,
wäre diese Entwicklung vielleicht noch viel weiter gegangen. Der starke Glaube
daran, nun im Mittelpunkt der Europäischen Gemeinschaft zu stehen, ist jeden-
falls bemerkenswert. Dieses neue Selbstbewußtsein schlug sich schon zum Jahres-
wechsel in den ersten Vorbereitungen zu der britischen EG-Präsidentschaft
nieder.
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